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Allgemeinverfügung für mit dem Corona-Virus infizierte Personen und 
Reiserückkehrer aus Risikogebieten und betroffenen Gebieten in Deutschland
Die Stadt Halle (Saale) erlässt ge-
mäß §§ 28 Abs. 1 S. 2, 16 Infektions-
schutzgesetz (IfSG) die nachfolgende
Allgemeinverfügung für mit dem 
Corona-Virus (SARS-CoV-2) infi-
zierte Personen und Reiserückkeh-
rer aus internationalen Risikoge-
bieten und besonders betroffenen 
Gebieten in Deutschland
1. Einwohnerinnen und Einwohner 
der Stadt Halle (Saale) und Personen, 
die sich aktuell im Stadtgebiet Halle 
(Saale) aufhalten,  
a) die sich innerhalb der letzten 14 

Tage in einem internationalen Co-
rona-Virus-Risikogebiet oder be-
sonders vom Corona-Virus be-
troffenen Gebiet in Deutschland 
entsprechend der aktuellen Festle-
gung durch das Robert-Koch-Insti-
tut  aufgehalten  haben,

b) die innerhalb der letzten 14 Tage 
engen Kontakt (z. B. mindestens 
15 Minuten von Angesicht zu An-
gesicht im Abstand von weniger 
als 2 Metern oder sehr engen Kon-
takt für einen kürzeren Zeitraum ) 
mit Menschen hatten, bei welchen 
eine Infektion mit dem Corona-Vi-
rus (SARS-CoV-2), labordiagnos-
tisch bestätigt wurde,

c) sowie die Einwohnerinnen und 
Einwohner der Stadt Halle (Saa-
le) und Personen, die sich aktuell 
im Stadtgebiet Halle (Saale) auf-
halten, die mit Personen gemäß a) 
und b) im Zeitraum der letzten 14 
Tagen zeitweise oder permanent 
in häuslicher Gemeinschaft gelebt 
haben oder noch leben, 

d) bei denen eine Infektion mit Coro-
na-Viren (auch SARS-COV-2) la-
bordiagnostisch bestätigt wurde,

sind für einen Quarantäne-Zeitraum 
von 14 Tagen seit Rückkehr aus dem 
Risikogebiet verpflichtet, sich aus-
schließlich in ihrer Wohnung bzw. 
auf ausschließlich von ihnen selbst ge-
nutzten Bereichen ihres Wohngrund-
stückes aufzuhalten.
Zum 11. März 2020, um 10 Uhr, sind 
durch das Robert -Koch-Institut folgen-
de Gebiete als internationale Risikoge-
biete und besonders betroffene Gebiete 
in Deutschland eingestuft worden: 
Italien, Iran, in China: Provinz Hu-
bei (inkl. Stadt Wuhan), in Südkorea: 
Provinz Gyeongsangbuk-do (Nord-
Gyeongsang), in Frankreich: Region 
Grand Est (diese Region enthält El-
sass, Lothringen und Champagne-Ar-
denne), in Deutschland: Landkreis 
Heinsberg (Nordrhein-Westfalen).
Die Situation wird durch das Ro-
bert-Koch-Institut jeden Tag neu 
bewertet, bei Bedarf werden die 
Risikogebiete angepasst. Die Risi-
kogebiete sind unter https://www.
rki.de/DE/Content/InfAZ/N/Neu-
artiges_Coronavirus/Risikogebiete.
html tagesaktuell abrufbar. Auf die-
se Festlegung wird dynamisch Bezug 
genommen.
2. Schülerinnen und Schüler sowie 
Kinder bis zur Einschulung,
a) die sich innerhalb der letzten 14 

Tage in einem internationalen Co-
rona-Virus-Risikogebiet oder be-
sonders vom Corona-Virus be-
troffenen Gebiet in Deutschland 
entsprechend der aktuellen Festle-

gung durch das Robert-Koch-Insti-
tut aufgehalten haben,

b) die  innerhalb der letzten 14 Tage 
engen Kontakt (z.B. mindestens 15 
Minuten von Angesicht zu Angesicht 
im Abstand von weniger als 2 Metern 
oder sehr engen Kontakt für einen 
kürzeren Zeitraum) mit Menschen 
hatten, bei welchen eine Infektion mit 
dem Corona-Virus (SARS-COV-2) 
labordiagnostisch bestätigt wurde,

c) sowie die Einwohnerinnen  und 
Einwohner der Stadt Halle (Saa-
le) und Personen, die sich aktuell 
im Stadtgebiet Halle (Saale) auf-
halten, die mit Personen gemäß a) 
und b) im Zeitraum der letzten 14 
Tagen zeitweise oder permanent 
in häuslicher Gemeinschaft gelebt 
haben oder noch leben,

d) bei denen eine Infektion mit Coro-
na-Viren (auch SARS-COV-2) la-
bordiagnostisch bestätigt wurde

ist es zudem für einen Quarantä-
ne-Zeitraum von 14 Tagen seit Rück-
kehr aus dem Risikogebiet untersagt, 
eine Schule, ein Hort, eine Kinderta-
geseinrichtung oder Kindertagespflege-
stelle zu betreten.
Zum 11. März 2020, um 10 Uhr, sind 
durch das Robert Koch-Institut folgende 
Gebiete als   internationale Risikogebie-
te und besonders betroffene Gebiete in 
Deutschland eingestuft worden: 
Italien, Iran, in China: Provinz Hu-
bei (inkl. Stadt Wuhan), in Südkorea: 
Provinz Gyeongsangbuk-do (Nord-
Gyeongsang), in Frankreich: Region 
Grand Est (diese Region enthält El-
sass, Lothringen und Champagne-Ar-
denne), in Deutschland: Landkreis 
Heinsberg (Nordrhein-Westfalen).
Die Situation wird durch  das  Ro-
bert-Koch-Institut jeden Tag neu 
bewertet, bei Bedarf werden die 
Risikogebiete angepasst. Die Risiko-
gebiete sind unter https://www.rki.de/
DE/Content/InfAZ/N/Neuartiges_
Coronavirus/Risikogebiete.html tagesak-
tuell abrufbar. Auf diese Festlegung wird 
dynamisch Bezug genommen.
3. Die Personensorgeberechtigten  
haben für die Erfüllung der in Zif-
fer 2 genannten Verpflichtung zu sor-
gen. Sie sind unter Berücksichtigung 
der Voraussetzungen in Ziffer 2 ver-
pflichtet, keine Betreuungsangebote 
von Kindertageseinrichtungen, Hor-
ten oder Kindertagespflegestellen in 
Anspruch zu nehmen.
4. Die unter Ziffer 1 genannten Per-
sonen, die Personensorgeberechtig-
ten der Personen  unter Ziffer 2 sowie 
die unter Ziffer 2 fallenden volljäh-
rigen Schülerinnen und Schüler sind 
dazu verpflichtet, sich unverzüglich 
telefonisch unter 0345/221-3238 im 
Fachbereich Gesundheit zu melden 
und die Umstände des Aufenthalts im 
Risikogebiet oder besonders betrof-
fenen Gebieten in Deutschland (Da-
tum, Ort, Kontakte) mitzuteilen. 
5. Weisen die in Ziffer 1 und 2 ge-
nannten Personen Erkältungssympto-
me auf, wie trockener Husten, Fieber, 
Schnupfen, Abgeschlagenheit oder 
Atemprobleme, sind sie verpflichtet, 
unverzüglich telefonisch den Haus-
arzt oder den kassenärztlichen Be-
reitschaftsdienst  unter der Telefon-
nummer 116117 und den Fachbereich 

Gesundheit zu kontaktieren. 
6. Die in Ziffer 1 und 2 genannten Per-
sonen sind verpflichtet, den Kontakt 
mit in häuslicher Gemeinschaft leben-
den Personen sowie zur Pflege und Ver-
sorgung tätigen Personen auf das not-
wendige Minimum zu reduzieren und 
darüber hinaus den direkten Kontakt 
mit anderen Personen einzustellen.
7. Sollte während des angeordneten 
Quarantäne-Zeitraums eine medizini-
sche  Behandlung erforderlich werden, 
sind die Personen unter Ziffer 1 und die 
Personensorgeberechtigten der Perso-
nen unter Ziffer 2 sowie die unter Ziffer 
2 fallenden volljährigen Schülerinnen 
und Schüler verpflichtetet, den Ret-
tungsdienst und die sie versorgende me-
dizinische Einrichtung (z.B. Arztpraxis, 
Krankenhaus) bereits vorab telefonisch 
über die angeordnete Quarantäne und 
deren Grund zu informieren.
8. Erhält der Träger bzw. das beauf-
tragte Personal einer Schule, Hort 
oder  von Kindertageseinrichtungen 
oder eine Tagespflegeperson Kenntnis 
davon, dass die Voraussetzungen nach 
Ziffer 2 vorliegen, dürfen die betref-
fenden Schülerinnen und Schüler so-
wie Kinder nicht betreut werden.
9. Die Allgemeinverfügung gilt bis 
auf Widerruf.
10. Diese Allgemeinverfügung tritt 
am Tage nach der Bekanntmachung 
in Kraft.
Begründung
Zu Ziffern 1-9:
Diese Allgemeinverfügung steht ins-
gesamt in einem angemessenen Ver-
hältnis zum angestrebten Schutz höher-
wertiger Rechtsgüter wie Leib, Leben 
und Gesundheit und der Aufrechterhal-
tung des Gesundheitssystems.
Die Stadt Halle (Saale) ist als Kom-
munaler Träger des Öffentlichen Ge-
sundheitsdienstes gemäß § 4 der Ver-
ordnung über die Zuständigkeiten 
(ZustVO) nach dem Infektionsschutz-
gesetz (IfSG) i.V.m. § 4 Abs. 1 des 
Gesetzes über den Öffentlichen Ge-
sundheitsdienst und die Berufsaus-
übung im Gesundheitswesen im Land 
Sachsen-Anhalt (GDG LSA) für 
Maßnahmen zur Verhütung und Be-
kämpfung auf Menschen übertragba-
rer Krankheiten zuständig.
In der Stadt Wuhan (Volksrepub-
lik China) trat im Dezember 2019 die 
Atemwegserkrankung COVID-19 auf, 
welche durch das neuartige Corona-Vi-
rus SARS-CoV-2 verursacht wird. Die 
Erkrankung breitet sich seitdem auch 
in anderen Ländern aus. Am 30. Januar 
2020 hat die Weltgesundheitsorganisa-
tion eine gesundheitliche Notlage von 
internationaler Tragweite ausgerufen. 
Aktuell breitet sich der Virus zuneh-
mend auch in Deutschland aus.
Seit Februar dieses Jahres brei-
tet sich die durch das Corona-Virus 
SARS-CoV-2 hervorgerufene aku-
te Atemwegserkrankung COVID-19 
in Deutschland aus. Bisher sind über 
2.078 Menschen positiv auf das Virus 
getestet worden (Stand: 12.3.2020). 
Es traten auch in Deutschland erste 
Todesfälle auf.
Am 9. März 2020 wurde die ersten 
Infektionen in der Stadt Halle (Saa-
le) festgestellt. 
Die vorherrschende Übertragung 

von SARS-CoV-2 von Mensch-zu-
Mensch erfolgt durch Tröpfchenin-
fektion, wie z. B. durch Husten oder 
Niesen. Auch Übertragungen durch 
mild erkrankte oder asymptomatisch 
infizierte Personen sowie Übertra-
gungen im Wege der Schmierinfekti-
onen sind möglich. Das neuartige Co-
rona-Virus SARS-CoV-2 hat sich in 
kurzer Zeit weltweit verbreitet. Auch 
in Deutschland gibt es mittlerweile 
eine Reihe von Fällen, meist in Ver-
bindung mit Reisen in Risikogebiete. 
Die Erkrankung COVID-19 verläuft 
in den meisten Fällen als grippaler 
Infekt und ist von einem Schnupfen 
oder einer echten Grippe (Influenza) 
klinisch nicht zu unterscheiden.
Rechtsgrundlage für Ziffern 1 – Zif-
fer 9 der Allgemeinverfügung ist § 
28 Abs. 1 Satz 1 in Verbindung mit 
Satz 2 Infektionsschutzgesetz (IfSG). 
Werden Kranke, Krankheitsverdäch-
tige, Ansteckungsverdächtige oder 
Ausscheider festgestellt, dann kann 
die zuständige Behörde die notwendi-
gen Schutzmaßnahmen treffen, insbe-
sondere die in den §§ 29 bis 31 IfSG 
genannten, soweit und solange es zur 
Verhinderung der Verbreitung über-
tragbarer Krankheiten erforderlich ist. 
Hiervon sind Maßnahmen erfasst, die 
eine Verbreitung von Krankheitser-
regern verringern oder ausschließen. 
Gemäß § 2 Nr. 1 IfSG sind Krank-
heitserreger im Sinne des Infektions-
schutzgesetzes vermehrungsfähige 
Agens (Virus, Bakterium, Pilz, Pa-
rasit) oder ein sonstiges biologisches 
transmissibles Agens, das bei Men-
schen eine Infektion oder übertragba-
re Krankheit verursachen kann. Bei 
SARS-CoV-2 handelt es sich um ei-
nen Krankheitserreger im Sinne des 
§ 2 Nr. 1 IfSG. 
Nach § 30 Abs. 1 S. 2 IfSG kann bei 
(sonstigen) Kranken sowie Krank-
heitsverdächtigen, Ansteckungsver-
dächtigen und Ausscheidern durch 
die Stadt Halle (Saale) als zuständi-
ge Behörde angeordnet werden, dass 
sie in geeigneter Weise abgeson-
dert werden, bei Ausscheidern je-
doch nur, wenn sie andere Schutz-
maßnahmen nicht befolgen, befolgen 
können oder befolgen würden und 
dadurch ihre Umgebung gefähr-
den. Die von der Stadt Halle (Saale) 
als zuständige Gesundheitsbehörde 
zu ergreifenden Maßnahmen rich-
ten sich nach den Risikoeinschätzun-
gen, Empfehlungen und Richtlinien 
des Robert-Koch-Instituts (RKI) zur 
Vorbeugung, Erkennung und Verhin-
derung der Weiterverbreitung über-
tragbarer Krankheiten. Diesen Emp-
fehlungen schließt sich die Stadt 
Halle (Saale) an.
Menschen die aus den Risikogebie-
ten zurückkehren, oder die innerhalb 
der letzten 14 Tage Kontakt mit Men-
schen hatten, bei welchen eine Infek-
tion mit dem Corona-Virus (SARS-
CoV-2) labordiagnostisch bestätigt 
wurde,  sind Ansteckungsverdäch-
tige im Sinne des IfSG. Menschen, 
bei denen eine Infektion mit Coro-
na-Viren (auch SARS-CoV-2) labor-
diagnostisch bestätigt wurde. Anste-
ckungsverdächtig ist eine Person, von 
der anzunehmen ist, dass sie Krank-
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heitserreger aufgenommen hat, ohne 
krank, krankheitsverdächtig oder 
Ausscheider zu sein (§ 2 Nr. 7 IfSG). 
Dabei genügt nicht eine bloße ent-
fernte Wahrscheinlichkeit des Anste-
ckens. Erforderlich und ausreichend 
ist, dass die Annahme, der Betroffene 
habe Krankheitserreger aufgenommen, 
wahrscheinlicher ist als das Gegenteil. 
Entscheidend sind die Eigenheiten der 
jeweiligen Krankheit und verfügbaren 
epidemiologischen Erkenntnisse und 
Wertungen. § 2 Nr. 7 IfSG definiert 
demnach eine Gefahrenverdachtsla-
ge, also einen Sachverhalt, bei dem 
zwar objektive Anhaltspunkte für eine 
Gefahr (Aufnahme von Krankheits-
erregern) sprechen, die aber eine ab-
schließende Beurteilung der Gefahren-
situation nicht ermöglichen.
Aus dem bisherigen Infektionsge-
schehen kann man ableiten, dass eine 
Vielzahl der nachgewiesenen Erkran-
kungen in Deutschland, neben dem 
Geschehen in der besonders betrof-
fenen Region im Landkreis Heins-
berg, ihren Ursprung in diesen Risi-
kogebieten, insbesondere in Italien, 
haben. Die bundesweit nachvollzoge-
nen Infektionsketten nehmen in einem 
erheblichen Umfang den Ursprung 
in Risikogebieten. Es ist daher davon 
auszugehen, dass Menschen, die diese 
Gebiete bereisten oder besuchten, mit 
hoher Wahrscheinlichkeit in Kontakt 
mit dem Corona-Virus kamen. 
Aufgrund der bekannten Übertra-
gungswege und der hohen Anste-
ckungsgefahr schätzt die Stadt Halle 
(Saale) die Gefahr der Ansteckung für 
Personen, die diese Gebieten bereis-
ten oder besuchten, als sehr hoch ein. 
Aus präventiven Gesichtspunkten ist 
es zum Schutz von Gesundheit, Leib 
und Leben der gesamten Bevölkerung 
notwendig, dass diese Personen sich in 
häusliche Quarantäne begeben.
Dabei sind auch die Inkubationszeit 
von bis zu 14 Tagen und die über-
wiegend milden Krankheitsverläu-
fe zu berücksichtigen. Eine Person 
kann bereits Träger des Virus sein, 
ohne selbst Krankheitssymptome zu 
entwickeln. Es kann daher nicht aus-
geschlossen werden, dass erkrank-
te oder ansteckende Personen im re-
gulären Alltagsgeschehen auf diese 
Weise den Virus weiterverbreiten.
Des Weiteren soll das medizinische 
Versorgungssystem in Halle (Saale) 
vor einer Überlastung geschützt wer-
den. Dabei war zu berücksichtigen, 
dass die in Halle (Saale) zur Verfü-
gung stehenden Behandlungsange-
bote in den Kliniken nicht allein hal-
leschen Bürgerinnen und Bürgern 
vorbehalten sind, sondern aufgrund 
der besonderen Ausgestaltung über-
regional ausgelastet werden.
Zur Verhinderung der Weiterverbrei-
tung von COVID-19 ist es erforder-
lich, dass Infektionsketten frühzeitig 
unterbrochen werden und die Entste-
hung neuer Ketten vermieden wird. 
Die Anordnung der häuslichen Qua-
rantäne für in Ziffer 1 und 2 der All-
gemeinverfügung beschriebene Perso-
nen ist das mildeste wirksame Mittel, 
um Infektionsketten frühzeitig zu un-
terbrechen und so einen Schutz für 
Leib, Leben und Gesundheit der Ein-
wohnerinnen und Einwohner der Stadt 
Halle (Saale) herzustellen.
Ziel der Allgemeinverfügung ist es, 
die Übertragungswege von SARS-
CoV-2 zu unterbrechen und das Ri-
siko rechtzeitig durch wirksame 
Maßnahmen einzudämmen, ohne 
dabei das öffentliche Leben gänz-
lich zum Stillstand zu bringen, wie 
z. B. die Isolation einer gesamten 
Region. Eine Vielzahl von Perso-
nen ist aufgrund von Vorerkrankun-
gen oder wegen eines höhen Lebens-
alters durch eine Infektion mit dem 
neuen Corona-Virus SARS-CoV-2 

in  besonders schwerer Weise gesund-
heitlich gefährdet. Zum Schutz dieser 
besonders vulnerablen Personengrup-
pen stellt die Quarantäne für Reise-
rückkehrer aus Risikogebieten oder 
besonders betroffenen Gebieten eine 
geeignete und erforderliche Schutz-
maßnahme dar.  Insbesondere die 
Quarantäne dient dazu, die Ausbrei-
tung des neuen  Erregers einzudäm-
men. Um die weitere Ausbreitung des 
neuen  Corona-Virus SARS-CoV-2 
zu verhindern, sind die hier verfüg-
ten Maßnahmen erforderlich und ge-
boten. Mildere, gleich wirksame Mit-
tel zur Erreichung dieses Zwecks sind 
nicht ersichtlich. Die Allgemeinver-
fügung ist angemessen, da sie nicht 
außer Verhältnis zu dem in der Allge-
meinverfügung angestrebten Schutz 
höherwertiger Rechtsgüter wie Le-
ben, Leib und Gesundheit der Bevöl-
kerung steht. Mildere, gleich wirksa-
me Mittel zur Erreichung des Zwecks 
sind nicht ersichtlich.
Insbesondere ist es nicht möglich, die 
betroffenen Personen zunächst nach 
ihrer Rückkehr aus einem Risikoge-
biet zu testen und in den Alltag zu 
entlassen. Bislang liegen keine wis-
senschaftlich belastbaren Daten vor, 
ab welchem Zeitpunkt in einem et-
waigen Test das Virus nachgewiesen 
werden kann und ab welchem Zeit-
punkt Personen infektiös sind. Die 
vorliegenden Erfahrungswerte spre-
chen dafür, dass Personen bereits 
frühzeitig Überträger des Virus sind. 
Daneben ist zu berücksichtigen, dass 
die Corona-Testkapazitäten begrenzt 
sind und daher nur für mindestens 
symptomatische Verdachtsfälle vor-
gehalten werden. 
Die Dauer von 14 Tagen bemisst sich 
nach der maximalen Inkubations-
zeit zwischen der möglichen Anste-
ckung und dem ersten Auftauchen 
von Krankheitssymptomen.
Internationale Risikogebiete und 
besonders betroffene Gebiete in 
Deutschland sind Gebiete, in denen 
eine fortgesetzte Übertragung von 
Mensch zu Mensch vermutet werden 
kann. Um dies festzulegen, verwen-
det das Robert-Koch-Institut (RKI) 
verschiedene Indikatoren (u.a. Er-
krankungshäufigkeit, Dynamik der 
Fallzahlen). In den durch das RKI 
festgestellten Risikogebieten und be-
sonders betroffenen Gebieten besteht 
eine allgemein wesentlich erhöhte In-
fektionsgefahr, sodass Personen, die 
sich dort aufhielten, als ansteckungs-
verdächtig anzusehen sind. Es ist dar-
auf abzustellen, dass das Gebiet aktu-
ell als internationales Risikogebiet oder 
als besonders betroffenes Gebiet in 
Deutschland eingestuft wird. Es kommt 
nicht darauf an, dass diese Einschät-
zung bereits zum Zeitpunkt des Aufent-
halts im Sinne der Ziffer 1 in dem Ge-
biet vom RKI festgestellt wurde.
Zu Ziffer 2:
Nach den bisherigen Erkenntnissen 
erkranken Kinder und Jugendliche 
sowie junge Erwachsene nicht schwer 
an COVID-19. Sie können aber eben-
so wie Erwachsene, ohne Sympto-
me zu zeigen, Überträger des Coro-
na-Virus SARS-CoV-2 sein. Kinder, 
Jugendliche und auch junge Erwach-
sene sind besonders schutzbedürftig. 
Dabei ist die Übertragungsgefahr bei 
Kindern besonders hoch, weil kindli-
ches Spiel in den frühkindlichen Ein-
richtungen regelmäßig einen sponta-
nen engen körperlichen Kontakt der 
Kinder untereinander mit sich bringt. 
Das Einhalten disziplinierter Hygi-
eneetiketten ist zudem abhängig vom 
Alter und der Möglichkeit zur Über-
nahme von (Eigen-)Verantwortung 
und bedarf daher bei Kindern noch 
einer entwicklungsangemessenen 
Unterstützung durch Erwachsene. 
Diese Unterstützung kann in den Ein-

richtungen mit einer Vielzahl an be-
treuten Kindern seitens der Aufsichts-
personen nicht immer ununterbrochen 
sichergestellt werden. Vielmehr se-
hen die Räume in den Einrichtungen 
in aller Regel Rückzugsmöglichkei-
ten vor. Daher kann schon räumlich 
eine lückenlose Überwachung nicht 
immer gewährleistet werden. Damit 
steigt die Gefahr, dass sich Infekti-
onen innerhalb der Einrichtung ver-
breiten und diese nach Hause in die 
Familien getragen werden. Aus die-
sen Gründen ist nach Abwägung aller 
Umstände eine Allgemeinverfügung 
erforderlich, um die Verbreitung der 
Infektion im Bereich der Schulen und 
der Kinderbetreuung zu unterbinden. 
Diese Anordnung betrifft die Kinder-
tagespflege auch dann, wenn nur ein 
Kind betreut wird. Denn auch dann ist 
eine Übertragung auf weitere Kinder 
nicht ausgeschlossen. 
Zu Ziffer 3: 
Entsprechend Ziffer 2 dürfen die Per-
sonensorgeberechtigten die betref-
fenden Kinder nicht in die Einrich-
tungen bringen und das Recht auf 
Betreuung gegenüber dem Träger 
oder der Tagespflegeperson geltend 
machen. Der Rechtsanspruch auf Be-
treuung nach § 24 SGB VIII ist inso-
weit eingeschränkt.
Die Anordnung der Ziffer 3 ergibt 
sich aus dem Umstand, dass die be-
troffenen Kinder und Jugendlichen 
aufgrund des Alters in der Regel nicht 
selbst für die Einhaltung der Verpflich-
tung sorgen können. Diese Pflicht trifft 
die Personensorgeberechtigten.
Zu Ziffern 4, 5 und 6:
Die Anordnung der Ziffer 4 ergibt 
sich aus dem Erfordernis, dass der 
Fachbereich Gesundheit der Stadt 
Halle (Saale) die erforderlichen Er-
mittlungen, insbesondere über Art, Ur-
sache, Ansteckungsquellen und Aus-
breitung der Krankheit anzustellen 
hat (§ 25 Abs. 1 IfSG). Der  Fachbe-
reich Gesundheit der Stadt Halle (Saa-
le) muss daher von den betroffenen Per-
sonen über die Dauer des Aufenthalts 
im Risikogebiet und etwaige Kontakte 
in Kenntnis gesetzt werden, um seinem 
gesetzlichen Auftrag nachzukommen 
und das Risiko der Weiterverbreitung 
von SARS-CoV-2 zu minimieren.
Für den Fall, dass die betroffenen 
Personen Erkältungssymptome ent-
wickeln, sind die entsprechenden An-
laufstellen zu kontaktieren (Ziffer 5). 
In diesem Fall wandelt sich der An-
steckungsverdacht in einen Krank-
heitsverdacht. Gemäß der Risiko-
bewertung des RKI sind dann vom 
Fachbereich Gesundheit und den ver-
sorgenden Einrichtungen weitere Maß-
nahmen zu ergreifen, die neben dem 
Schutz der Bevölkerung, vor allem dem 
Schutz und der Gesundung des Betrof-
fenen dienen. Um das Ansteckungsrisi-
ko auch an dieser Stelle zu minimieren, 
ist der vorherige telefonische Kontakt-
aufnahme zwingend erforderlich.
Die Verpflichtung in Ziffer 6 der All-
gemeinverfügung ist erforderlich, um 
eine angeordnete Quarantäne effek-
tiv umzusetzen. Allein das Verblei-
ben im häuslichen Bereich an sich 
ist nicht geeignet, um das Weiterver-
breitungsrisiko zu reduzieren. Die 
Absonderung im häuslichen Bereich 
macht es weiterhin erforderlich, dass 
Kontakte soweit wie möglich unter-
bunden werden. Dazu zählt, dass per-
sönliche Kontakte zu Personen au-
ßerhalb der häuslichen Gemeinschaft 
für die Zeit der Quarantäne nicht di-
rekt gepflegt werden (z.B. durch 
häusliche Besuche).  
Daneben sind die Kontakte in häus-
licher Gemeinschaft lebender Perso-
nen auf ein Minimum zu reduzieren. 
Dazu gehört es, dass sich Haushaltsan-
gehörige in anderen Räumen aufhal-
ten als die betroffenen Personen. Die 

Nutzung gemeinsamer Räume muss 
minimiert werden und sollte zeitlich 
getrennt voneinander erfolgen. Die 
Räume sind gut zu durchlüften. Falls 
dies nicht möglich sein sollte, ist auf ei-
nen Mindestabstand von 1 bis 2 Metern 
zu achten. Diesbezüglich wird auf die 
Empfehlungen des RKI verwiesen. Die 
bisherigen Erfahrungen mit Covid-19 
haben gezeigt, dass unter Beachtung 
dieser Maßnahmen eine Ansteckung 
unter Haushaltsangehörigen weitestge-
hend vermieden werden kann.
Zu Ziffer 7:
Die Festlegung in Ziffer 6 der An-
ordnung ergibt sich aus der beson-
deren Schutzbedürftigkeit von Mit-
arbeitern des Rettungsdienstes und 
versorgender medizinischer Einrich-
tungen. Diese Personengruppen sind 
aufgrund ihrer Tätigkeiten einem er-
höhten Ansteckungsrisiko ausge-
setzt, aber auch von besonderer Be-
deutung für ein funktionierendes 
Gesundheitssystem.  Eine telefoni-
sche Vorabinformation über die an-
geordnete Quarantäne ist notwendig, 
aber auch ausreichend, damit sich die 
Personengruppen selbst im erforder-
lichen Maße durch Schutzausrüstung 
und ähnliches schützen können.
Zu Ziffer 8:
Wenn eine  positive Kenntnis darü-
ber besteht, dass Schülerinnen und 
Schüler sowie Kinder sich in einem 
Risikogebiet aufgehalten haben, dür-
fen sie nicht mehr betreut werden, um 
das Ansteckungsrisiko auch an dieser 
Stelle zu minimieren.
Zu Ziffer 9:
Die Allgemeinverfügung gilt zu-
nächst bis auf Widerruf. Danach 
wird zu beurteilen sein, inwieweit 
die getroffenen Anordnungen den be-
zweckten Erfolg erreichen konnten.
Rechtsbehelfsbelehrung 
Gegen diese Allgemeinverfügung 
kann innerhalb eines Monats nach Be-
kanntgabe bei der Stadt Halle (Saale), 
Marktplatz 1, 06108 Halle (Saale), Wi-
derspruch erhoben werden.
Die Allgemeinverfügung ist kraft 
Gesetzes sofort vollziehbar nach § 28 
Abs. 3 i.V.m. § 16 Abs. 8 IfSG. Der 
Widerspruch hat keine aufschieben-
de Wirkung.
Hinweise:
Auf die Bußgeldvorschrift des § 73 
Abs.1a Nr.6 IFSG wird hingewiesen.
Für den durch die Quarantäne erlit-
tenen Verdienstausfall erhalten Be-
troffene unter bestimmten Vorausset-
zungen eine Entschädigung (§§ 56, 
57 lfSG). Bei Arbeitnehmern hat der 
Arbeitgeber für die Dauer von bis zu 
sechs Wochen den Verdienstausfall 
auszuzahlen (§ 56 Abs. 5 S. 1 lfSG). 

Stadt Halle (Saale), den 12. März 2020

Dr. Bernd Wiegand
Oberbürgermeister
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